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KGaA, juristische Person §278 AktG 
als Komplementär 2/97 
AktG §278; HGB § 19 Abs.5 
BGH EWiR §278 AktG 2/97, 1061 (Sethe) 
leitsätze des Gerichts: 
1. Eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung kann grundsätzlich persönlich 
haftende Gesellschafterin einer Kommanditgesellschaft aufAktien sein. 
2. Dazu ist jedoch unabdingbar erforderlich, dass das Fehlen einer natür­
lichen Person in der Eigenschaft des Komplementärs in der Firma der Gesell­
schaft kenntlich gemacht wird. § 19 Abs.5 HGB findet insoweit sinngemäße 
Anwendung. 
BGH, Besehl. v. 24.2.1997 nZB 11196, ZIP 1997,1027 (OLG Karlsruhe EWiR§278 
AktG 1/97, 57 (Binz) ZIP 1996, 1787) + 
Kurzkommentar: 
RoifSethe, Dr. iur., LL.M., Wissenschaftlicher Mitarbeiter an der Universität Tübingen 
1. Die Frage, ob eine juristische Person zur Komplementärin einer KGaA bestellt 
werden darf, gehört zu den strittigsten Fragen im Recht der KGaA. Eine Ansicht 
lehnt juristische Personen als Komplementäre prinzipiell ab (so etwa K. Schmidt, 
ZHR 160 (1996), 265). Die Gegenansicht erlaubt die Bestellung (Mertens, in: Fest­
schrift Ritter, 1997, S. 731; Sethe, Die personalistische Kapitalgesellschaft mit Bör­
senzugang, 1996, S. 155). Eine vermittelnde Meinung lässt zwar juristische Per­
sonen als Komplementäre zu, diese sollen aber von der Geschäftsführung ausge­
schlossen sein, so dass daneben mindestens noch eine natürliche Person als Kom­
plementär mit Geschäftsführungs- und Vertretungsmacht vorhanden sein muss 
(GtßlerIHifermehIISemler, AktG, § 278 Rz. 14 ff u. 32 ff). Der vorliegende Beschluss 
erging auf Grund einer Vorlage des OlG Karlsruhe (ZIP 1996, 1787 m. abI. Bespr. 
Sethe, ZIP 1996,2053, dazu Binz, EWiR §278 AktG 1/97,57), da das Gericht die 
Zulässigkeit der Typenvermischung bei der KGaA ablehnte und damit von einer 
Entscheidung des OlG Hamburg (GmbHR 1969, 135) abweichen wollte. 
2. Der BGH betont, dass das Aktiengesetz an keiner Stelle ein ausdrückliches Ver­
bot der Typenvermischung enthalte. Das gesetzliche leitbild gehe zwar von einer 
natürlichen Person aus, sei aber nicht zwingend. §76 Abs. 3 Satz 1 AktG sei nicht 
anzuwenden, da §283 AktG abschließend sei. Die Rechtsstellung des Komplemen­
tärs bestimme sich allein nach dem Personengesellschaftsrecht. Auch ein entspre­
chender Wille des Gesetzgebers für ein Verbot der Typenvermischung sei nicht 
festzustellen. Der Rechtsform liege auch kein zwingendes Organisationsmodell 
zugrunde, das eine Typenvermischung ausschließe. Zwingend geregelt sei nur die 
Kapitalstruktur, nicht aber die Führungsstruktur. Zudem verwies das Gericht auf 
die Parallele zur GmbH & Co. KG. Auch der Anleger- und Gläubigerschutz erfor­
dere keine andere Beurteilung, da den Gläubigern in erster linie das Grundkapital 
hafte und der persönlichen Haftung der Komplementäre daneben nur eine geringe 
Bedeutung zukomme. Zudem bewirke die persönliche Haftung keine bessere 
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Geschäftsführung als eine verschuldensabhängige Haftung, die das Gesetz für die 
Geschäftsführung der Kapitalgesellschaften ohnehin vorsehe. Der Schutz der 
Kommanditaktionäre sei ebenfalls gewährleistet, da diese bei der Gründung der 
Gesellschaft ausreichenden Einfluss auf die Auswahl des Komplementärs hätten 
und der Komplementär bei späteren Veränderungen immer die gesellschaftsrecht­
liche Treuepflicht beachten müsse. Außerdem sei ein Abweichen von der Kompe­
tenzverteilung der gesetzestypischen KGaA zu Lasten der Aktionäre nur in engen 
Grenzen zulässig. Als Richtschnur verwies der BGH auf seine Rechtsprechung zur 
Publikums-KG. Schließlich lehnte das Gericht die Ansicht ab, die Typenvermi­
schung stelle eine Umgehung des Mitbestimmungsgesetzes dar. Das Mitbestim­
mungsgesetz regele diesen Fall gerade nicht und der Gesetzgeber habe die Gelegen­
heit zu einer Gesetzesergänzung im Hinblick auf die Typenvermischung bei der 
KGaA mehrfach ungenutzt gelassen. Man könne deshalb aus dem Mitbestim­
mungsgesetz kein Verbot ableiten. Eine analoge Anwendung der §§4, 5 MitbestG 
auf die KGaA lehnte der BGH ab, da es nicht Aufgabe der Gerichte sei, den auf 
politischem Wege gefundenen Mitbestimmungskompromiss zu korrigieren. Ab­
schließend betonte der BGH nochmals den Grundsatz der Vertragsfreiheit, der es 
im vorliegenden Fall gebiete, die Typenvermischung zuzulassen. Die Akzeptanz 
dieser Gestaltung, die vor allem mittelständischen Unternehmen den Zugang zum 
Kapitalmarkt erlaubten, müsse der Praxis überlassen bleiben. Um den Rechtsver­
kehr zu schützen, sei allerdings die analoge Anwendung von § 19 Abs.5 HGB 
geboten. 
3. Der Beschluss dürfte weitreichende Konsequenzen haben. Bislang wurde die 
KGaA gerade deshalb nicht genutzt, weil die persönliche Haftung der Komple­
mentäre abschreckend wirkte (zu den Vor- und Nachteilen der KGaA Sethe, aaO, 
S. 101 ff, 205 ff). Die Typenvermischung, von einigen Registergerichten schon seit 
langem akzeptiert, galt ohne höchstrichterliche Billigung als zu unsicher. Somit 
schafft der vorliegende Beschluss die notwendige Klarheit und dies dürfte sich in 
einer veränderten Gründungspraxis bei der KGaA niederschlagen. 
4. Bei dem Beschluss handelt es sich aus mehreren Gründen um eine höchst 
bemerkenswerte Entscheidung. So ist dem Gericht zuzustimmen, wenn es den 
Grundsatz der Vertragsfreiheit hervorhebt, die Notwendigkeit des Anlegerschutzes 
betont, diesen aber auf das rechte Maß zurückführt. Es überantwortet die Akzep­
tanz der GmbH & Co. KGaA dem Markt (ebenso Sethe, AG 1996, 289) und will 
nur eingreifen, soweit es zu einer einseitigen Benachteiligung der Kommanditakti­
onäre und damit unter Umständen zu einem Marktversagen kommt. Dieser An­
satz entspricht dem aktienrechtlichen Zeitgeist, hatte doch der Gesetzgeber selbst 
die Tendenz zur Überregulierung des Aktienrechts mit dem Gesetz über die kleine 
AG wenigstens teilweise umgekehrt. Dem Beschluss kann in diesen Punkten und 
auch im Übrigen zugestimmt werden. Die Selbstbeschränkung im Hinblick auf 
das Mitbestimmungsgesetz überrascht und dürfte wohl auf der sensiblen Materie 
beruhen. Sie war aber nicht zwingend geboten, da eine analoge Anwendung der 
§§ 4) 5 MitbestG leicht unter Hinweis auf die Argumente des überwiegenden 
Schrifttums hätte begründet werden können (vgl. Sethe, aaO, S. 172 f m. w. N .). 
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